
beratender Art; sie ist keine vollziehend-verfügende 
Verwaltungstätigkeit. Der Notar stellt den wirklichen 
Willen der Beteiligten fest, erläutert ihnen die gesetz­
lichen Bestimmungen, prüft und erklärt alle Voraus­
setzungen, die zur Wirksamkeit des Rechtsverhältnisses 
erforderlich sind, konzentriert die Erklärung der Be­
teiligten auf die juristisch bedeutenden Tatsachen und 
schreibt sie mit den sich aus dem Rechtsverhältnis 
ergebenden Rechten und Pflichten exakt nieder. Das 
Gesetz stellt daher im Abschnitt über das Verfahren bei 
der Beurkundung die Prüfungs- und Belehrungspflicht 
des Notars, die Form der Niederschrift und ihre Ver­
wendung im Rechtsverkehr in den Mittelpunkt. Dadurch 
soll erreicht werden, daß das Rechtsgeschäft wirksam 
bleibt, daß Streitigkeiten vermieden und die Beziehun­
gen der Bürger in Übereinstimmung mit den gesell­
schaftlichen Interessen geregelt werden. Der Notar darf 
hierbei nicht über den Willen der Beteiligten hinaus­
gehen und sie auch nicht zwingen, bestimmte Erklärun­
gen abzugeben.

Aus dem Wesen der Beurkundung ergibt sich, daß die 
Bürger zu diesem Zweck jedes beliebige Notariat auf­
suchen können; sie können sich auch an freiberufliche 
Notare wenden, für die in Fällen von Beurkundungen 
und Beglaubigungen die Notariatsverfahrensordnung 
entsprechend gilt (§ 89).

Die Entscheidungen des Notariats und die Rechtsmittel

Neben den Urkundsangelegenheiten bilden die Vor­
mundschafts- und Pflegschaftssachen im Interesse voll­
jähriger Personen, die Nachlaßangelegenheiten sowie 
die Hinterlegungen und Verwahrungen den Schwer­
punkt der notariellen Tätigkeit. Für sie ist typisch, daß 
das Notariat Entscheidungen (Verwaltungsverfügungen) 
trifft, die für den betreffenden Bürger verbindlich sind. 
So weist der Notar den Vormund an, die Sorge für den 
Entmündigten auszuüben, legt fest, zu welchem Zeit­
punkt Rechnung zu legen und Bericht zu erstatten ist, 
genehmigt Verfügungen des Vormunds und beaufsich­
tigt ihn. Diese Weisungen des Staatlichen Notariats hat 
der Vormund zu beachten. In Nachlaßangelegenheiten 
wird zur Befriedigung des Nachlaßgläubigers die Ver­
waltung angeordnet oder zur Sicherung des Nachlasses 
eine Pflegschaft eingeleitet oder dem Bürger das Erb­
recht bescheinigt. In Hinterlegungsangelegenheiten 
wird nach Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen 
die Annahme des Gegenstandes angeordnet oder die 
Auszahlung verfügt. In all diesen Fällen ist das Ergeb­
nis der Prüfung eine Verwaltungsentscheidung des 
Notariats.

Das Staatliche Notariat wird in der Regel auf Grund 
eines Antrags tätig. Der Antrag ist schriftlich einzu­
reichen oder beim Notariat zu Protokoll zu erklären 
(§ 4). Aus dem Antrag muß deutlich hervorgehen, wel­
che Tätigkeit das Notariat entfalten soll, ob z. B. der 
Antrag des Erben auf Anordnung der Nachlaßverwal­
tung (§ 1981 BGB) oder Inventaraufnahme (§ 2003 BGB) 
gerichtet ist. In anderen Fällen werden zum Zwecke 
einer qualifizierten und raschen Entscheidung an den 
Antrag höhere Anforderungen gestellt. So hat z. B. der 
Vormund den Grund anzuführen, wenn er Antrag auf 
Entlassung stellt (§ 1889 BGB); der Gläubiger hat seine 
Forderung glaubhaft zu machen, wenn er Antrag auf 
Fristbestimmung zur Errichtung eines Inventars stellt 
(§ 1994 BGB,); der Erbe oder der Testamentsvollstrecker 
haben beim Antrag auf Erteilung eines Erbscheins oder 
Testamentsvollstreckerzeugnisses eine Reihe von weiter­
gehenden Angaben zu machen, Urkunden vorzulegen 
usw. (§§ 2353 ff., 2368 BGB). Das gleiche trifft für die 
Hinterlegung zu (§ 71). Hieraus ergibt sich, daß in jedem 
Fall sorgfältig geprüft werden muß, welche Form und 
welchen Inhalt der Antrag haben muß. Zugleich mit 
der Stellung des Antrags sind die Beteilieten über die 
voraussichtlich entstehenden Kosten zu belehren. Grund­
sätzlich kann das Notariat nur im Rahmen des gestell­
ten Antrags tätig werden.

Aus dem Gesetz ergibt sich für das Notariat die 
Pflicht, in bestimmten Fällen ein Verfahren auch ohne 
Antrag einzuleiten. Eine solche Regelung mußte vor 
allem für die Fälle getroffen werden, in denen ein Be­
dürfnis zur Sicherung und Verwaltung von Vermögens­
werten vorliegt, jedoch der Berechtigte an der Wahr­

nehmung seiner Interessen verhindert ist. Die wichtig­
sten Fälle sind die Einleitung von Vormundschaften für 
Entmündigte (§ 1896 BGB), von Pflegschaften für Voll­
jährige oder in Nachlaßangelegenheiten (§§ 1911, 1960 
BGB) oder die anderweitige Sicherung des Nachlasses 
bis zur Annahme durch die Erben und die Testaments­
eröffnung (§ 40 TestG). Kenntnis über die Vorausset­
zungen seines Einschreitens erlangt das Notariat durch 
Eingaben der Bürger oder Hinweise und Ersuchen von 
staatlichen Verwaltungen. Für diese Hinweise sind im 
allgemeinen keine Formen vorgeschrieben, weil die In­
itiative zur Wahrung dieser Rechte allein beim Notariat 
liegt und die Besonderheit besteht, daß der Beteiligte 
nicht mitwirken kann.

Die Entscheidung des Staatlichen Notariats ergeht 
grundsätzlich als Beschluß. Sie muß im Bereich der dem 
Notariat sachlich zugewiesenen Aufgaben liegen und 
ihrer Form sowie ihrem Inhalt nach dem Gesetz ent­
sprechen. Die Entscheidung ist schriftlich mitzuteilen 
oder zuzustellen, falls gegen sie eine befristete Be­
schwerde gegeben ist (§ 16). Eine Pflicht zur Begründung 
ist nicht vorgesehen, weil das Notariat in den weitaus 
meisten Fällen entsprechend dem Antrag entscheidet. 
Dagegen ist die Ablehnung einer beantragten notariellen 
Tätigkeit wegen ihrer Bedeutung für die Bürger und 
zur Nachprüfung im Beschwerdeverfahren mit Gründen 
zu versehen.

Die Entscheidungen werden gewöhnlich mit ihrer Mit­
teilung oder Zustellung rechtswirksam. Ist eine Ent­
scheidung fehlerhaft, so kann sie mit der Beschwerde 
angefochten werden. Die Beschwerde ist im allgemeinen 
an keine Frist gebunden, weil bei Verwaltungsentschei­
dungen das Prinzip herrscht, daß in der gleichen An­
gelegenheit die staatliche Stelle oder die übergeordnete 
Verwaltung erneut zu einer Entscheidung angerufen 
werden können, vor allem, wenn sich die Verhältnisse ge­
ändert haben. Dieses Prinzip ist von der Verfahrens­
ordnung nur dort durchbrochen, wo im Interesse der 
Beteiligten die Beschwerden zum Zwecke der raschen 
Klärung auf zwei Wochen befristet sind (vgl. §§ 51, 53 
Abs. 2, 54, 66).

Die Beschwerde ist beim Notariat schriftlich einzu­
legen oder zu Protokoll zu geben. Kommt der Notar bei 
der Prüfung der Beschwerde zu dem Ergebnis, daß die 
darin geübte Kritik an seiner Entscheidung berechtigt 
ist, so kann er der Beschwerde selbst abhelfen (§ 20). 
Anderenfalls ist die Beschwerde unverzüglich dem über­
geordneten Verwaltungsorgan, nämlich dem Leiter der 
Justizverwaltungsstelle des Bezirks, zur Entscheidung 
vorzulegen.

Die Beschwerde steht gern. § 18 jedem zu, dessen sub­
jektives Recht durch die Entscheidung unmittelbar be­
einträchtigt ist; im Falle der Zurückweisung eines An­
trags ist nur der Antragsteller beschwerdeberechtigt 
(fj 18 Abs. 2). In Pflegschaftsangelegenheiten ist der 
Kreis der Beschwerdeberechtigten wegen der hier be­
stehenden familiären Interessen auf den Ehegatten und 
die Verwandten erweitert worden (§ 50).

Die Beschwerde ist ausgeschlossen gegen Entscheidun­
gen. durch die auf Antrag des Erben die Nachlaßver­
waltung angeordnet wird (§ 53) Diese Bestimmung ist 
aufgenommen worden, um das Recht des Erben zu 
sichern, daß die Haftung auf den Nachlaß beschränkt 
werden kann (§ 1975 BGB).

Entsprechend dem neuen Charakter des Verfahrens 
des Staatlichen Notariats ist die Beschwerde auch aus­
geschlossen, wenn die Richtigkeit des Erbscheins oder 
die Ablehnung der Erteilung des Erbscheins wegen eines 
Streits über die Erbfolge angefochten werden soll (§ 56). 
Eine Änderung der Entscheidung kann nur durch eine 
Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nicht­
bestehens des Erbrechts herbeigeführt werden. Der 
Notar ist an die Entscheidung des Gerichts gebunden 
und hat evtl, den unrichtigen Erbschein auf Grund des 
Urteils einzuziehen.

Durch diese Regelung ist die bisherige Zweispurigkeit 
beseitigt worden. Bisher konnten Meinungsverschieden­
heiten zwischen den Erben bei der Feststellung des Erb­
rechts in Erbscheinsverfahren entweder im Verwaltungs­
wege vom Notariat und — im Beschwerdefall — von der

725


